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Kraftverkehr mit Angabe des Tages der Transportdurchfüh­
rung, der Nutzmasse und Aufbauart des Kraftfahrzeuges, 
der Lademasse, der Bezeichnung des Ladegutes sowie des 
Be- und Entladeortes für die Hin- bzw. Rückfahrt je Fern­
fahrt mindestens 7 Kalendertage vor Transportbeginn un­
ter Verwendung des im Tarif- und Verkehrs-Anzeiger (TVA) 
dafür vorgeschriebenen Vordruckes zu beantragen. Kann in 
begründeten Ausnahmefällen diese Frist nicht eingehalten 
werden, gilt § 1 Abs. 4 entsprechend.

(2) Für sich wiederholende Fernfahrten mit Spezialfahr­
zeugen, wie z. B. zum Transport von flüssigen, staub- und 
gasförmigen Gutarten, bei denen eine Rückauslastung nicht 
möglich ist und die nicht auf die Eisenbahn oder Binnen­
schiffahrt verlagert werden können, werden Dauergeneh­
migungen bis zu 6 Monaten durch das für Verkehr zuständige 
Mitglied des örtlich zuständigen Rates des Kreises oder der 
Stadt in Abstimmung mit den zuständigen Betrieben und 
Dienststellen der Eisenbahn und Binnenschiffahrt erteilt. 
Das Bestehen einer befristeten Dauergenehmigung ist im 
Fahrdokument zu vermerken.

(3) Fernfahrtgenehmigungen gemäß Abs. 1 sind mindestens 
24 Stunden vor Transportbeginn zu erteilen. Die Entschei­
dung über die Durchführung von Fernfahrten, die unter den 
Voraussetzungen des § 1 Abs. 4 durchgeführt werden müssen 
und nicht der Koordinierungspflicht unterliegen, hat durch 
den Leiter der Transportleitstelle Kraftverkehr am Tag der 
Anmeldung unverzüglich zu erfolgen. Die Ablehnung einer 
beantragten Fernfahrt ist dem Antragsteller in den gleichen 
Fristen mitzuteilen.

§5
Beantragung und Genehmigung von nicht 

koordinierungspflichtigen Fernfahrten 
in der Personenbeförderung

(1) Fernfahrten mit Kraftfahrzeugen, die nicht der Ko­
ordinierungspflicht gemäß § 8 Abs. 1 der Verordnung un­
terliegen, sind durch die Betriebe mit Werkfuhrpark durch 
Übergabe eines Antrages in zweifacher Ausfertigung unter 
Verwendung des im Tarif- und Verkehrs-Anzeiger (TVA) 
dafür vorgeschriebenen Musters je Fahrt bei der örtlich zu­
ständigen Beförderungsleitstelle Kraftverkehr mindestens 
7 Kalendertage vor Fahrtbeginn anzumelden.

(2) Sofern Personenbeförderungen zur Abwendung einer 
unmittelbaren Gefahr, zur Behebung von Havarien und in 
Katastrophenfällen durchgeführt werden müssen und dabei 
die Anmeldefrist gemäß Abs. 1 nicht eingehalten werden 
kann, hat die Anmeldung unverzüglich und unter Bestätigung 
der Dringlichkeit durch den Leiter des Betriebes bei der 
Beförderungsleitstelle Kraftverkehr zu erfolgen.

(3) Die Erteilung der Fernfahrtgenehmigung gemäß Abs. 1 
erfolgt durch Stempel und Unterschrift auf dem Antrag; sie 
hat mindestens 5 Kalendertage nach Eingang des Antrages 
zu erfolgen. Für Fernfahrten gemäß § 8 Abs. 1 Buchst, b der 
Verordnung können Dauergenehmigungen befristet erteilt 
werden. Die Entscheidung über die Durchführung von Fern­
fahrten gemäß Abs. 2 hat am Tag der Anmeldung innerhalb 
von 4 Stunden zu erfolgen. Die Ablehnung einer beantragten 
Fernfahrt ist dem Antragsteller in den gleichen Fristen mit­
zuteilen.

Zu § 11 der Verordnung:
§ 6

Fahrdokumente
(1) Beim Einsatz von Kraftfahrzeugen für Gütertransporte 

und Personenbeförderungen sind außer den in den Rechts­
vorschriften festgelegten Dokumenten folgende Fahrdoku­
mente zu verwenden und mitzuführen:

1. beim Gütertransport
a) im volkseigenen öffentlichen Kraftverkehr

— Frachtbriefe im öffentlichen Güternah- und Gü­
terfernverkehr einschließlich grenzüberschreiten­
den Verkehr, wie z. B. für den Ladungstransport, 
Stückgutfrachtbriefe, Gütertaxiaufträge,

b) im nichtvolkseigenen öffentlichen Kraftverkehr
— Frachtbriefe gemäß Buchst, a,
— Fahrtennachweisbuch im Güternahverkehr,
— Fahrauftrag im Güterfernverkehr,

c) im Werkverkehr
— Fahrtennachweisbuch im Güternahverkehr,
— Fahrauftrag im Güterfernverkehr (Fernfahrtge­

nehmigung)
und der Nachweis über die zugeordnete Ladung;

2. bei der Personenbeförderung
a) im öffentlichen Kraftverkehr

— Fahrauftrag,
— Genehmigungsurkunde gemäß Anordnung vom 

26. August 1971 über den Betrieb von Kraftfahr­
zeugen im Personenverkehr (BO-Kraft) — (Son­
derdruck Nr. 711 des Gesetzblattes) im nichtvolks­
eigenen Taxiverkehr,

b) im Werkverkehr
— Fahrauftrag,
— Fernfahrtgenehmigung.

(2) Für die Mitführung von Fahrdokumenten in den Be­
reichen des Ministeriums für Post- und Fernmeldewesen so­
wie der SDAG Wismut gelten deren Vorschriften.

(3) Werden Kraftfahrzeuge der Betriebe mit Werkfuhr­
park oder der im Abs. 2 genannten Bereiche für öffentliche 
Gütertransporte und Personenbeförderungen eingesetzt, sind 
die hierzu erforderlichen Fahrdokumente mitzuführen. Die 
Mitführung der Fahrdokumente gemäß Abs. 2 wird hierdurch 
nicht berührt.

(4) Die Fahrdokumente gemäß den Absätzen 1 und 3 sind 
Grundlage für die Berichterstattung.

(5) Bei Fernfahrten der Betriebe mit Werkfuhrpark im Gü­
tertransport und in der Personenbeförderung, für die eine 
Ausnahmeregelung zur Genehmigungspflicht oder eine 
Dauergenehmigung erteilt wurde, haben diese Betriebe in 
den Fahrdokumenten die vorgeschriebenen Angaben einzu­
tragen und den Vermerk über die Ausnahmeregelung oder 
Dauergenehmigung anzubringen.

§7
Berechnung der Transport- und 

Beförderungsleistungen
(1) Das Entgelt für öffentliche Gütertransport- und Be­

förderungsleistungen mit Kraftfahrzeugen der Betriebe des 
nichtvolkseigenen öffentlichen Kraftverkehrs und der Be­
triebe mit Werkfuhrpark, die gemäß Güter-Kraftverkehrs- 
Tarif (GKT) zur Anordnung Nr. Pr. 370 vom 10. April 1981 
über die Preise für Gütertransportleistungen (Sonderdruck 
Nr. 1070 des Gesetzblattes) oder Personen-Kraftverkehrs-Ta- 
rif (PKT) — Preisanordnung Nr. 2014 — vom 22. Januar 1963 
(GBl. II Nr. 21 S. 153) abzurechnen sind, wird durch die volks­
eigenen Verkehrskombinate beredinet, soweit nichts anderes 
vereinbart ist.

(2) Die Grundlagen für die Berechnung des Entgeltes sind 
die von den Betrieben des nichtvolkseigenen öffentlichen 
Kraftverkehrs und von den Betrieben mit Werkfuhrpark 
ausgefüllten Leistungsnachweise, die 3 Werktage nach Durch­
führung der Leistung bei der zuständigen Transport- bzw. 
Beförderungsleitstelle Kraftverkehr abzugeben sind.

Zu § 14 der Verordnung:
§ 8

Gebühren
(1) Die Gebühren für die Tätigkeit der volkseigenen Ver­

kehrskombinate betragen für Betriebe des nichtvolkseige­
nen öffentlichen Kraftverkehrs

a) bei Gütertransporten 2,0 %


